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«Ech cha guet Schwiizer-
dütsch, das isch fasch mini
zwöiti Muettersproch»: Elisa-
beth Baume-Schneider machte
am Freitag deutlich, wer im
Sprachenstreit zwischen Bund
und Kantonen den Ton angibt.
Die Innenministerinwuchs auf
einem Bauernhof im franzö-
sischsprachigen Jura auf und
lernte von ihren Eltern und
Grosseltern «Bärndütsch». Vor
den Medien in Bern sprach sie
abwechselnd Französisch,
Deutsch und gar einige – wenn
auch vorbereitete – Sätze auf
Italienisch.

Nicht allen Deutschschwei-
zer Kantonen ist diese Spra-
chenvielfalt gleich wichtig. Im-
mermehrstellensichgegendas
Frühfranzösisch. Nach Appen-
zell Ausserrhoden, Zürich, St.
Gallen und Solothurn fassten
dieses JahrauchdieParlamente
von Schwyz, Schaffhausen und
Thurgau solche Beschlüsse.

Dass der Bundesrat bereits
im Herbst mit einem Eingrei-
fen gedroht hatte, stoppte die
Welle nicht. Baume-Schneider
und ihre Bundesratskollegen
schalten deshalb jetzt einen
Ganghöher undmachendie im
November angekündigte Dro-
hung wahr: Sie schicken eine
Änderung des Sprachengeset-
zes in die Vernehmlassung, um
dasFrühfranzösisch zu sichern.

Dazu schlagen sie zwei Va-
rianten vor. Entweder wird das
zwischen den Kantonen ausge-
handelte Sprachenkonkordat
für die ganze Schweiz verbind-
lich. Dieses sieht auf der Pri-
marstufe zwei Fremdsprachen

vor, darunter eine Landesspra-
che und Englisch. Oder imGe-
setz wird die Minimalvorgabe
verankert, dass in allen Kanto-
neneine zweiteLandessprache
ab der Primarschule unterrich-
tet werden muss. Frühfranzö-
sisch wäre in der Deutsch-
schweiz damit zwingend.

DieKantone sind in der
Zwickmühle
Es treffe sie persönlich, wenn
dasInteresseverlorengehe,die
Sprache der Nachbarn zu ver-
stehen, sagte Baume-Schnei-
der. Die 62-Jährige beschäftigt
sich seit Jahren politisch mit
dem Thema: Als jurassische
Erziehungsdirektorinwarsie in
den 2000er-Jahren daran be-
teiligt, den heute geltenden
Sprachkompromiss auszuhan-
deln. Denn Bildungsfragen
sind prinzipiell Sache der Kan-
tone.

Auch deshalb war Baume-
Schneider bemüht, die eröff-
nete Vernehmlassung als «prä-
ventiv» zu bezeichnen. Erst
wenneinKantondasFrühfran-
zösisch tatsächlich abschafft,
würdederBundesratdenFran-
zösisch-Befehl umsetzen.

Damit richtet sich der Blick
wieder auf dieKantone.Vieler-
orts müssen die Regierungen
erst klären, wie sie die Parla-
mentsbeschlüsse umsetzen
wollen. Gleichzeitig sucht die
Erziehungsdirektorenkonfe-
renz nach einem Ausweg. Viel
Spielraum bleibt nicht: Entwe-
der entscheiden sich die Kan-
tone selbst dafür, weiterhin
Französisch auf der Primarstu-
fe zu unterrichten. Oder sie
werden dazu verpflichtet.
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Bundespräsident Guy Parme-
lin und Sportminister Martin
Pfister haben sich zur WM et-
was einfallen lassen: In einem
Instagram-Video dribbeln sie
durchs Bundeshaus und wün-
schen der Nati, etwas hüftsteif,
alles Gute. Der Spielaufbau er-
folgt nach dem Kollegialitäts-
prinzip, technisch ist er aus-
baufähig. Aber verglichen mit
derWohnproblematik und den
Armeefinanzen bewegt sich
hier immerhin etwas.

VielleichtportiertedasWM-Vi-
deo auch eine versteckte Bot-
schaft: Mit seinem sportlichen
Auftritt inklusive kurzer Lauf-
sequenz dürfte SVP-Bundesrat
Guy Parmelin den erneut auf-
getauchten Rücktrittsgerüch-
ten – angeblicher Grund: seine
Rückenschmerzen – entgegen-
gewirkt haben.

Bundesplatz

Der russische Angriffskrieg hat
es gezeigt: Die Schweizer Ener-
gieversorgung ist verletzlich;
verletzlicher, als sich manche
vor jenem Februar 2022 einge-
standen hätten. Per Notdekret
stampfte der Bundesrat in der
Folge ein Reservekraftwerk in
Birr aus dem Boden. An dessen
Stelle sollen nun per 2030 fünf
andere treten. Statt wie in Birr
mit Schweröl sollendieAnlagen
im Wallis, Aargau und Basel-
landmit CO2-neutralemBrenn-
stoff laufen.

Jetzt ist bekannt, wie teuer
diese Energieversicherung
wird: Der Bundesrat beantragt
beimParlament fürBauundBe-
reitstellung der Reservekraft-
werke bis 2045 einenKredit von
rund 2,3 Milliarden Franken,
heisst es in einer amFreitag ver-
schickten Medienmitteilung.
DieAusgaben seien«haushalts-
neutral», betont die Regierung
in einerMitteilung.Was freilich
nichts anderes heisst, als dass
dieseKosten auf die Stromrech-
nungen der Endverbraucher
draufgeschlagen werden. Zu-
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sätzlich notabene zur im Strom-
gesetz verabschiedetenWasser-
kraftreserve.

Angesichts dieser Summen
erstaunt es nicht, dass die Fi-
nanzen noch zu reden geben
werden. Ihrem Jahrespro-
gramm ist zu entnehmen, dass
die Eidgenössische Finanzkont-
rolle die Beschaffung der Win-
terreservegenauerunterdieLu-
pe nehmen wird. Bereits vor
einem Jahr berichtete unter an-
derem diese Zeitung darüber,

dass die Verhandlungen zwi-
schenBundundEnergiekonzer-
nen um eine Nachfolgelösung
für Birr ausgesprochen zäh ver-
laufen.

Eine erste Ausschreibungs-
runde blies Energieminister Al-
bert Rösti gar ab. Viel zu teuer
fand er die offerierte Lösung –
wobei die jetzige nur wenig
günstiger wird als die damals
kolportierten 2,6 Milliarden
Franken. Vor allem, weil eine
einstweilige Übergangslösung

ebenfalls in Birr zwischen 2026
und 2030 auch nochmals etwas
mehr als 350Millionen Franken
verschlingt.

Widerstand imParlament
ist programmiert
Nicht vollständig ausräumen
konnte Rösti derweil die Kritik
der Zweifler, ob die Schweiz
überhaupt eine solche Reserve-
leistung braucht. Zwar warnt
die Elektrizitätskommission vor
einerWinterstromlücke und rät
zu einer Reserve von aktuell
500, mittel- bis langfristig eher
700 bis 1400 Megawatt. Dies
sei abermit Speicherseen, einer
Verbrauchsreserve und Not-
stromaggregaten zu erreichen,
findet beispielsweise der Um-
weltverbandWWF.

«Nachdembereits immense
SummenfüreinenUmbaueines
bisherigen Gasturbinenprüf-
standes in Birr bewilligt und
ausgegebenwerden, sollenwei-
tere überteuerte Luxuskraft-
werke aufgestellt werden»,
schreibt der Verband in einer
Stellungnahme. Im geplanten
Zeitraum könnten mit den 2,3
Milliarden Franken zudem viel

mehr ständig produzierende er-
neuerbare Kraftwerke gebaut
werden, «sodass der Bedarf an
Stromreserve kleiner wird oder
sogar ganz verschwindet».

Eine Argumentation, wie sie
ähnlich bereits auch schon SP-
Nationalrat und Energiepoliti-
ker JonPult äusserte.Rösti kann
sich damit auf Widerstand im
Parlament einstellen, das sich
voraussichtlich in der Herbst-
und der Wintersession über die
neue Vorlage beugen wird. Al-
lerdings: Die Verträge mit den
Energiekonzernen werden
dannbereits unterzeichnet sein,
wie aus der Medienmitteilung
hervorgeht.

Paradoxerweise führt der
Bundesrat als Hauptargument
ebenfalls die Kosten ins Feld.
Noch teurer als eine Reserve
würde es für die Schweiz, wenn
sie plötzlich ohne genügend
Strom dastünde: Risikoanaly-
sen des Bundes berechnen eine
dreimonatige Strommangellage
im Winter mit Schäden von bis
zu 84 Milliarden Franken. Wie
schnell aus der Risikoanalyse
ein mögliches Szenario werden
kann, bewies das Jahr 2022.

Soll der Schweiz den Strom sichern: Skizze des Reservekraftwerks
in Eiken (AG). Bild: zvg

Guy Parmelin. Bild: Instagram

Baume-Schneider macht beim
Frühfranzösisch ernst
Sowill der Bundesrat die Kantone notfalls übersteuern.

Röstis Milliarden-Versicherung
Fünf neue Reservekraftwerke sollen die Schweiz künftig vor Stromengpässen bewahren. Doch das wird teuer.

Deine Muskeln ziehen sich

täglich Millionen Mal zusammen.

Undmanchmal braucht
Loslassen die meiste Kraft.
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